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Legistik

Energieeffizienzpaket des Bundes kundgemacht
Wie bereits in RdU 3/2014 angekündigt1) ist es gegenüber den im
Vorjahr kursierenden Fassungen zu einer Überarbeitung und
deutlichen Entschärfung des Energieeffizienzpakets gekommen.
Die Kundmachung ist in BGBl I 2014/72 erfolgt. Hinzuweisen
ist darauf, dass insb das Energieeffizienzgesetz (EEffG), das auf
den ersten Blick harmlos wirkt, für Energielieferanten jedoch teuer
werden kann. Erreicht nämlich dieser die jährlichen Einsparquo-
ten nicht, drohen Verwaltungsstrafen bis zu E 100.000,–.2)

Verordnungen

Im Verkehrs- und im Lebensministerium wurde das „Sommer-
loch“ dazu genutzt, eine Vielzahl von anstehenden Abänderungen
bestehender Durchführungs-V vorzubereiten und zu erlassen
(ohne Anspruch auf Vollständigkeit):
Ü Bundesstraßen-Lärmschutzimmissions-V (BGBl II 2014/215);
Ü Abänderung von Abwasseremissions-V (BGBl II 2014/201, 202,

203);
Ü Verpackungs-V 2014 (BGBl II 2014/184);
Ü Änderung der EAG-V (BGBl II 2014/193);
Ü 1. Altlasten-V-Nov 2014 (BGBl II 2014/188).
Weitere Informationen zu den angeführten V können den Beiträ-
gen unter www.umweltrechtsblog.at entnommen werden.3)

Novellierung des WRG

In der Stmk stehen bekanntlicherweise einige Gemeindezusammen-
legungen bevor; damit sind umfassende rechtliche Probleme bspw
bei der Rechtsnachfolge, Beh-Zuständigkeiten (Stichwort: Bauverfah-
ren!) sowie hinsichtlich der inhaltlichen Richtigkeit von Flächenwid-
mungsplänen verbunden. Eines dieser Probleme löst nunderBundes-
gesetzgeber: Mit BGBl I 2014/54 wurde eine WRG-Nov kundge-
macht. Inhalt ist im Wesentlichen ein neuer § 141a WRG, wonach
Wasserbenutzungsrechte imRahmen einer gemeinderechtlich vorge-
sehenen Gesamtrechtsnachfolge übertragen werden können.4)

Rechtsprechung

Klarstellungen zur Kumulierung
Deutliche Worte des VwGH (2011/07/0214) sind selten, aber umso
erfreulicher: Die Kumulierungsbestimmungen des § 3Abs 2UVP-G
sind restriktiv auszulegen. Ohne räumlichen Zusammenhang gibt es
keine Kumulierung. Und: Ohne mehr Umweltauswirkungen durch
sich überlagernde Effekte gleichartiger Projekte gibt es keinen räum-
lichen Zusammenhang. Explizit wurde darauf hingewiesen, dass ab-
gestimmte Wehrbetriebsweisen oder das auswirkungslose „Weiter-
geben“ des Schwalls von einem Oberliegerkraftwerk für sich alleine
noch keinen räumlichen Zusammenhang begründen.5)

Weniger Fließwasser als
Erholungswertbeeinträchtigung

Mit Erk v 26. 6. 2014 hat der VwGH 011/10/0192 implizit dargetan,
dass auch die Folgen einerVerringerung der vomWasser eines Fließ-
gewässers benetzten Fläche Auswirkungen auf den Erholungswert
haben kann, wenn dieser im (hier naturschutzrechtlichen) Bewilli-

gungsverfahren zu berücksichtigen ist. EineBeeinträchtigung des Er-
holungswerts ist nämlich dann anzunehmen, wenn das zu beurtei-
lende Vorhaben in einem Gebiet, das aufgrund seiner Landschafts-
ausstattung geeignet ist, Erholung zu bieten, Erholungssuchende in
ihrer Erholung beeinträchtigen würde. Jedenfalls ist es zur ausrei-
chenden Beurteilung eines solchen Umstands erforderlich, einzel-
fallbezogene Darlegungen in Form von Feststellungen, die einer ge-
richtlichen Überprüfung zugänglich sind, in einen allfälligen Bewil-
ligungs- oder Versagungsbescheid aufzunehmen.6)

Dauerbrenner Semmering-Basistunnel

Mit Erk v 26. 5. 2014 und 26. 6. 2014 (2013/03/0144; 2013/03/0062)
hat der VwGH weitere E iZm der Aufhebung des Bescheids des
BMVIT zum Semmering-Basistunnel erlassen. Dabei macht es sich
der GH offensichtlich leicht und hebt nun augenscheinlich der Reihe
nach sämtliche auf diesem „Stammbewilligungsbescheid“ aufbau-
ende Bescheide auf. Hinzuweisen ist idZ insb auf die ausführliche
Besprechung des erstgenannten Erk durch Altenburger unter www.
umweltrechtsblog.at, der mit überzeugenden Argumenten aufzeigt,
dass es überschießend ist, derartige Folge-Aufhebungen rein abstrakt
an das Schicksal eines UVP-Bescheids zu knüpfen, ohne auf den in-
haltlichen Zusammenhang der beiden Verfahren einzugehen.7)

Sonstiges

Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreich
Gegen die Republik wurde ein Vertragsverletzungsverfahren wegen
mutmaßlichermangelhafterUmsetzungdesArt 9Abs 3 derAarhus-
Konvention über die Öffentlichkeitsbeteiligung in Bereichen, wie
bspw Naturschutz, Wasserrecht, Luftpolitik oder Abfallbeseitigung,
und in den damit in Zusammenhang stehenden Verfahren eingelei-
tet. Konkret geht es um die Parteistellung bzw Rechtsmittelmöglich-
keiten von NGO und Einzelpersonen. Österreich hat nun zwei Mo-
nate Zeit, sich zum Mahnschreiben der EK v 11. 7. 2014 zu äußern.
Fraglich ist dabei freilich, ob die EKdurch eine solche Stellungnahme
aber noch von der Abgabe einer mit Gründen versehenen Stellung-
nahme gem Art 258 AEUV abgehalten werden kann . . .8)

Umweltrechtsblog.at
Univ.-Prof. Dr.Nicolas Raschauer und RADr. Peter
Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV das
Projekt www.umweltrechtsblog.at, einen Webblog,
der Entwicklungen und Erkenntnisse tagesaktuell
einer breiten Öffentlichkeit zukommen lässt. Auto-

ren aus dem universitären Bereich wie auch aus der Praxis schreiben
juristische und rechtspolitische Kurzbeiträge zum Umweltrecht.
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